
1182 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 31 vom 17. November 2023 

wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Ge­
fa hrenbereich auch keine Arbeitnehmer besch äftigt 
werden . Sie kann a uch die Verfahrensvorschriften 
dieser Verordnungen für a nwendbar erklären oder 
selbst das Verfahren bestimmen sowie Zuständigkei­
ten und Gebühren regeln. Dabei ka nn sie auch vor­
schreiben , dass danach zu erteilende Erlaubnisse die 
Baugenehmigung nach § 74 oder Zustimmung nach 
§ 79 einschließlich etwaiger Abweichungen nach 
§ 69 einschließen sowie dass § 27 Absatz 5 des Ge­
setzes über überwachungsbedürftige Anlagen inso­
weit keine Anwendung findet ." 

56. § 89 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort „über" ge­

strichen. 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird di e Angabe „13b" gestri­

chen. 
57. § 91 wird aufgehoben . 

Artikel 2 
Dieses Gesetz tritt am 1. J anuar 2024 in Kraft . 

Düsseldorf, den 31. Oktober 2023 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 
Hendrik W ü s t 

Der Minister der Finanzen 
Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Minister des Innern 
Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Kinder, Jugend , Fa milie, 
Gleich stellung, Flucht und Integration 

Zugleich für di e Ministerin für Wirtschaft , 
Industrie, Klimaschutz und Energie 

Josefine P a u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Karl-Josef L a u m a n n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 
Dorothee F e 11 e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 
Ina S c h a r r e n b a c h 

Der Minister der Justiz 
Dr. Benjamin L i m b a c h 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
Oliver K r i s c h e r 

Die Ministerin für La ndwirtschaft 
und Verbra ucherschutz 

Silke G o r i ß e n 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 
Ina Br a nd es 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales 

sowie Medien und Chef der Staatskanzlei 
Nathanael Li min s k i 
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Elftes Gesetz zur Änderung 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Elftes Gesetz zur Änderung 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 

Vom 31. Oktober 2023 

Artikel 1 
Nach § 3 Absatz 5 Satz 2 des Flüchtlingsaufnahmegeset­
zes vom 28. Februar 2003 (GV. NRW. S. 93), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GV. 
NRW. S. 1184) geändert worden ist, werden die folgenden 
Sätze eingefügt: 
„Abweichend von den Sätzen 1 und 2 vermindert sich 
die Zahl der zuzuweisenden Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber ab dem 1. Dezember 2023 um 100 Prozent 
der vorgesehenen Aufnahmeplä tze. Die Landesregierung 
evaluiert die Auswirkungen der Erhöhung und berichtet 
dem Landtag spätestens bis zum 31. Dezember 2027." 

Artikel 2 
Dieses Gesetz t ritt a m Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 31. Oktober 2023 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Minist erpräsident 
Hendrik W ü s t 

Der Minister der Finanzen 
Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

Zugleich für die Ministerin für Wirtschaft , 
Industrie, Klimaschutz und Energie 

Josefine P a u 1 

Der Minister für Arbeit , Gesundhe it und Soziales 
Karl-Josef Laum an n 
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Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 
Ina S c h a r r e n b a c h 

- GV. NRW. 2023 S. 1182 

Gesetz 
.. zur Änderung des Gesetzes über die 
Offentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und 

-ingenieure in Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag ha t das folgende Gesetz beschlossen, das 
h iermit verkündet wird: 

Gesetz 
.. zur Änderung des Gesetzes über die 
Off entlieh bestellten Vermessungsingenieurinnen und 

-ingenieure in Nordrhein-Westfalen 

Vom 31. Oktober 2023 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Öffentlich bestellten Vermessungsin­
genieurinnen und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen 
vom 1. April 2014 (GV. NRW. S. 256), das zuletzt durch 
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Artikel 51 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 122) geändert worden ist , wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter 
„Gesetzes über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster in der Fassung des Artikels 
1 des Gesetzes vom 1. März 2005 (GV. NRW. 
S. 174), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge­
setzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566)," 
durch die Wörter „Vermessungs- und Katasterge­
setzes vom 1. März 2005 (GV. NRW. S. 174) in der 
jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Haftpflicht­
gefahren" die Wörter ,,, die sich aus seinen Amts­
handlungen ergeben," eingefügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „16. 
Dezember 2003 (GV. NRW. S . 786), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 9. Dezember 2008 (GV. 
NRW. S. 774)," durch die Wörter „1. Dezember 
2021 (GV. NRW. S. 1385)" und die Wörter „zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
24 . April 2013 (BGBl. I S. 930}" durch die Wörter 
„die zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2606) geändert 
worden ist" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Tätigkeiten nach Absatz 1 dürfen weder zur 
Vernachlässigung oder Beeinträchtigung der 
Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 führen noch 
die Berufspflichten verletzen oder gefährden." 

3. § 3 wird w ie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „aufgrund" durch die 
Wörter „auf Grund" ersetzt. 

b) In Absatz 6 werden das Wort „aufgrund" durch 
die Wörter „auf Grund" und die Wörter „den bei 
ihm beschäftigten" durch die Wörter „durch ihn 
eingesetzte" ersetzt. 

4. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „zuletzt geän­
dert durch Artikel 15 Absatz 16 des Gesetzes vom 
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160)" durch die Wör­
ter „das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
28. Juni 2021 (BGBl. I S. 2250) geändert worden 
ist " und das Wort „und" am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

b) Nummer 2 wird durch folgende Nummern 2 und 
3 ersetzt : 

„2. die Befähigung zur Laufbahn des ersten oder 
zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 
2 des vermessungstechnischen Dienstes be­
sitzt und 

3. die durch Rechtsverordnung nach § 19 fest­
gelegten Anforderungen an die Berufserfah­
rung bezüglich des jeweiligen Einstiegsamtes 
erfüllt ." 

5. § 5 Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. über ihre Berufstätigkeit nach § 1 Absatz 2 und 
§ 2 Absatz 1 hinaus einen weiteren Beruf aus­
übt," 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „schriftlich" ge­
strichen. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 3 
gibt d_ie Aufsichtsbehörde ihre Entscheidung 
dem Offentlich bestellten Vermessungsinge­
nieur, erforderlichenfalls auch öffentlich, be­
kannt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter 
,,schriftlich oder elektronisch" gestrichen. 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „kann dem Ver­
zichtsantrag ausnahmsweise" durch die Wör­
ter „soll dem Verzichtsantrag nur dann" er­
setzt und nach dem Wort „anderweitig" die 
Wörter „in einer dem Zweck der Amtshand­
lung angemessenen Weise" eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird nach der Angabe „8" die 
Angabe ,, , 9" eingefügt. 

bb) In Nummer 4 wird das Wort „oder" am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

cc) In Nummer 5 wird d er Punkt am Ende durch 
das Wort „oder" ersetzt. 

dd) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

,,6 . der Öffentlich bestellte Vermessungsinge­
nieur wiederholt gegen § 2 Absatz 2 ver­
stößt und deswegen eine öffentliche Be­
stellung nicht mehr gerechtfertigt ist." 

7. § 7 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

,, Dabei sind grundsätzlich bereits erbrachte Leis­
tungen zu verwenden, erforderlichenfalls ent­
scheidet die Aufsichtsbehörde über deren Ver­
wendung." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

,,Ein auf Grund der Beauftragung entstehender, 
über das gewöhnliche Maß hina usgehender 
Mehraufwand ist von der Aufsichtsbehörde zu er­
statten." 

8. In § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 wird das Wort 
,,aufgrund" durch die Wörter „auf Grund" ersetzt. 

9. § 10 wird wie folgt gefasst: 

,, § 10 

Vergütung 

(1) Amtshandlungen, die sowohl von Öffentlich be­
stellten Vermessungsingenieuren als auch von Ver­
messungs- und Katasterbehörden ausgeführt werden 
können , sind mit den gleichen Gebühren zu vergü­
ten. 

(2) In anderen Gesetzen bestehende Gebühren- und 
Auslagen_befreiungen gelten nicht für Amtshandlun­
gen der Offentlich bestellten Vermessungsingenieure. 
Antragsteller dieser Amtshandlungen sind bei der 
Antragstellung darauf hinzuweisen." 

10. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter ,,, bei ihm ver­
traglich beschäftigter" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Vermes­
sungsingenieur" die Wörter „und dessen Wei­
sungsbefugnis" eingefügt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

,, (2) Vorgaben für das Beschäftigungsverhältnis 
dieser Fachkräfte sind durch Rechtsverordnung 
nach§ 19 festzulegen. 

(3) Soweit besondere Berufserfahrungen beim 
Einsatz von Fachkräften erforderlich sind , wird 
dies durch Rechtsverordnung nach § 19 festge­
legt. " 

c) In Absatz 5 werden die Wörter „bei ihm vertrag­
lich beschäftigte" gestrichen. 

11. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 2 werden in dem Satzteil 
vor Satz 2 das Wort „Nummern" durch das Wort 
,,Nummer" und die Angabe „6, 8" durch die An­
gabe „9, 11" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
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,,(5) Die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Satz 2 ent­
fällt bei Bürogemeinschaften nach § 13 Satz 1 
Nummer 1, wenn die Vertretung innerhalb der 
Bürogemeinschaft sichergestellt ist." 

12. § 13 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 13 

Kooperationen 

Zur Berufsausübung dürfen die in Nordrhein-West­
falen öffentlich bestellten Vermessungsingenieure 
unter Beachtung ihrer Berufspflichten: 

1. miteinander eine Bürogemeinschaft einrichten, 

2. sich bei Amtshandlungen unterstützen, 

3. Tätigkeiten nach§ 2 auch zusammen mit anderen 
ausführen und 

4. Gesellschaften zur gemeinsamen Beschäftigung 
von Personal und zu technischen Verfahren grün­
den oder sich an diesen beteiligen. 

Vorgaben für diese Kooperationen werden durch 
Rechtsverordnung nach § 19 festgelegt." 

13 . § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „und , soweit das amtliche Vermes­
sungswesen oder Berufspflichten betroffen 
sind, auch nach § 2." ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „höheren ver­
messungstechnischen Verwaltungsdienst " 
durch die Wörter „zweiten Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 2 des vermessungstechni­
schen Dienstes" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 1" durch die 
Angabe „Absatz l" ersetzt . 

bb) Satz 2 wird a ufgehoben. 

cc) In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort 
,,Kopie" die Wörter „gemäß den Anforderun­
gen der Aufsichtsbehörde" eingefügt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden das Wort „sowie" 
durch ein Komma und der Punkt am Ende durch 
die Wörter „sowie Verdachtsfälle von Verstößen 
gegen Berufspflichten, für die die Ingenieurkam­
mer-Bau Nordrhein-Westfalen zuständig ist." er­
setzt. 

14. In § 16 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „Un­
terschreitung der durch Rechtsverordnung (§ 19 
Nummer 4) festgelegten Vergütung" durch die Wör­
ter „Verletzung seiner auf Grund dieses Gesetzes be­
stehenden Berufspflichten" ersetzt. 

15. In § 17 werden die Absätze 2 und 3 durch die folgen­
den Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

,,(2) Abwicklungen werden nach dem zu Beginn der 
Abwicklung geltenden Berufsrecht weitergeführt. 

(3) Kooperationen nach § 13 in der bis einschli~ßlich 
zum [einsetzen: Datum der Verkündung dieses Ande­
rungsgesetzes] geltenden Fassung oder vorher ge­
schlossene Kooperationen bleiben bis zu ihrer Auflö­
sung bestehen. 

(4) Bis zur Festlegung der Anforderungen an die Be­
rufserfahrungen nach § 4 Absatz 2 Nummer 3 sowie 
§ 11 Absatz 3, der Vorgaben zum Beschäftigungsver­
hältnis nach§ 11 Absatz 2 und der Vorgaben für Ko­
operationen nach § 13 durch Rechtsverordnung nach 
§ 19, sind die §§ 4, 11 und 13 in der bis einschli~ßlich 
[einsetzen: Datum der Verkündung dieses Ande­
rungsgesetzes] geltenden Fassung weiter anzuwen­
den." 

16. § 19 wird wie folgt geändert : 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „des Einsatzes" 
durch die Wörter „der Anforderungen an die Be­
rufserfahrungen (§ 4 Absatz 2 Nummer 3), der 
Bedingungen für das Beschäftigungsverhältnis 
und die Berufserfahrungen" und die Angabe 

,,(§ 11)" durch die Wörter ,,(§ 11 Absatz 2 und 3)" 
ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „ord­
nungsgemäßen Berufsausübung," die Wörter 
,,Vorgaben zu Kooperationen(§ 13) ," eingefügt. 

1 7. Es werden ersetzt: 

a) in § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2, § 2 Absatz 1 
Nummer 1 und § 9 Absatz 6 Satz 2 jeweils die 
Wörter „Gesetzes über die Landesvermessung 
und das Liegenschaftskataster" durch die Wörter 
„Vermessungs- und Katastergesetzes" und 

b) in § 9 Absatz 5 und 6 Satz 1 jeweils die Wörter 
,,Gesetz über die Landesvermessung und das Lie­
genschaftskataster" durch die Wörter „Vermes­
sungs- und Katastergesetz". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 31. Oktober 2023 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik Wüst 

Für die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Die Ministerin für Kinder, Jugend , Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

Josefine P a u 1 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Die Ministerin für Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 

Silke G o r i ß e n 

- GV. NRW. 2023 S . 1182 

Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 

Vom 31. Oktober 2023 

Artikel 1 

Verordnung 
über Zuständigkeiten zur Durchführung der 

EU-Agrarförderung, für die Kont~_ollen der Einhaltung 
der Konditionalität und zur Ubertragung von 

Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen 
für Bereiche der Agrarförderung 

(Zuständigkeitsverordnung Agrarförderung -
ZustVO-AFö) 

Auf Grund des 

- § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes 
vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421) , der zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 
S. 462) geändert worden ist, insoweit nach Anhörung 
des fachlich zuständigen Ausschusses des Landtags, 

- § 23 Absatz 4 Satz 2 des GAP-Konditionalitäten-Ge­
setzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2996; 2022 I 
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